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Killerspiele-Anbieter flüchten in die Schweiz
Deutscher Betreiber von Killerspiele-Seite profitiert vom laschen Schweizer Jugendschutz

Im Internet haben Kinder und
Jugendliche freien Zugriff auf
gewalthaltige Computerspiele –
Bund und Kantone bieten kaum
Schutz. Das zeigt ein aktueller
Fall.

NICOLE EMMENEGGER

Fans von Killerspielen freuen sich: Die
deutsche Internetseite «Shooterplanet»,
die unter anderem gratis Schiess-Spiele
anbietet, hat sich der Kontrolle durch
den deutschen Jugendschutz entzogen.
Seit März wird das angeblich grösste
Portal rund um Schiess- und Action-
spiele von einem Schweizer Server aus
ins Internet eingespeist. Die Seite funk-
tioniere seither wieder «ohne jegliche
Zensur», sagt Torsten H., ehemaliger Be-
sitzer und amtierender Chefredaktor
und Administrator der Seite. Zitat: «Ein
besonderer Dank geht an die Schweizer
Regierung.» 

Der Bundesrat dürfte sich jedoch
kaum über diese Danksagung freuen,
denn die deutsche Internet-Aufsichts-
behörde Jugendschutz.net hat festge-
stellt, dass «Shooterplanet» gegen den
deutschen Jugendmedienschutz ver-
stösst. Kinder und Jugendliche hätten
auf «Shooterplanet» freien Zugriff auf
Bilder oder Videos, die grausame, blu-
tige Gewaltszenen beinhalten würden.
Dies könne «eine verstörende und trau-
matisierende Wirkung haben», schreibt
Jugendschutz.net in einem Brief an den

ehemaligen Besitzer Torsten H., welcher
der MZ vorliegt. Der neue Datenbank-
anbieter stammt aus Menziken im Kan-
ton Aargau und sagt, er habe mit dem In-
halt der Seite nichts zu tun.

Schweiz setzt auf Selbstkontrolle
Dieser brisante Fall wirft die Frage

auf: Wie steht es um den Schweizer Kin-
der- und Jugendschutz bezüglich Com-
puterspiele im Internet? Im Vergleich
zu Deutschland fällt die Leistungsbilanz
bescheiden aus. In den deutschen Bun-
desländern gibt es verbindliche Altersli-
miten für Computerspiele. Dies erlaubt
es den Jugendschutzbehörden, mit ge-
setzlichen Mitteln gegen Verstösse vor-
zugehen. Im Fall «Shooterplanet» forder-
te Jugendschutz.net den Betreiber dazu
auf, technische Schutzmassnahmen zu
treffen, damit Minderjährige künftig
keinen freien Zugang zum Angebot
mehr haben – beispielsweise eine Iden-
titätskontrolle. Andernfalls müsse er
mit einer Busse oder einer Sperrung von
«Shooterplanet» rechnen.

In der Schweiz wären solche Mass-
nahmen derzeit nicht möglich. Weder
Bund noch Kantone – mit Ausnahme der
Waadt – kennen gesetzlich durchsetzba-
re Alterslimiten bei Computerspielen;
man setzt auf die Selbstkontrolle der
Branche (siehe Kasten).

Ohne verbindliche Regeln kann es
auch keine staatliche Kontrollstelle ge-
ben. Eine Internet-Aufsichtsbehörde wie

Jugendschutz.net, die sich speziell dem
Jugendschutz widmet, existiert aus die-
sem Grunde in der Schweiz nicht. Die
Schweizerische Koordinationsstelle zur
Bekämpfung der Internetkriminalität
(Kobik) wird nur aktiv, wenn Inhalte ge-
gen das Strafgesetz verstossen, beispiels-
weise bei Kinderpornografie, bei Rassen-
diskriminierung oder bei Verstössen ge-
gen den so genannten Brutaloartikel.  

Selbst die Kantone Basel-Stadt und
Basel-Landschaft, in denen es bald ver-
bindliche Alterslimiten für Computer-
spiele geben könnte, planen keine Inter-
net-Kontrollbehörde. «Kantonal ist hier
nichts auszurichten», sagte die Baselbie-
ter Sicherheitsdirektorin Sabine Pegora-
ro in einem Interview mit dem «Medien-
heft». 

Herausforderung Internet
Bei Killerspiel-Gegnern stösst die Re-

signation vor dem schwer kontrollierba-
ren Internet auf wenig Verständnis. «Der
Fall ‹Shooterplanet› ist Hinweis genug,
dass in der Schweiz etwas passieren
muss», sagt die Zürcher CVP-National-
rätin Barbara Schmid-Federer. Sie räumt
zwar ein, dass das Internet neue Dimen-
sionen eröffnet habe, die wohl alle et-
was überfordern würden. Dennoch müs-
se man beim Kinder- und Jugendschutz
eine Vorreiterrolle spielen wie Deutsch-
land. 

Solche Vorreiter werden ihre Ziele
nur bedingt erreichen, solange andere
Länder nicht mitziehen. Das bestätigt
auch der ehemalige Besitzer des Inter-
netportals «Shooterplanet». «Der deut-
sche Jugendschutz funktioniert nicht
und kann auch nicht funktionieren,
weil das Internet nicht deutsch ist»,
schreibt Torsten H. in einem Mail an die
MZ. Die staatliche Internet-Kontrolle in
Deutschland habe vor allem einen Ef-
fekt: Sie benachteilige die deutschen
Webseiten-Betreiber; Letztere hätten es
schwer, sich gegen ausländische Kon-
kurrenz durchzusetzen, die nicht «zen-
suriert» werde. 

Torsten H., der sich im Internet den
Namen «Shotgunlover» gegeben hat, ist
als Vater zweier Kinder der Meinung, der
Jugendschutz müsse zu Hause bei den
Eltern beginnen. Sein bald 11-jähriger
Sohn dürfe nur Computerspiele spielen,
die für sein Alter geeignet seien.

Nachrichten

Bundesanwalt
steht in der Kritik
Eveline Widmer-Schlumpf und Erwin Beyeler

haben das Heu nicht auf der gleichen Bühne.

Anlässlich einer Sitzung der für ihr Justizde-

partement zuständigen Subkommission der

nationalrätlichen Geschäftsprüfungskommis-

sion übte die Bundesrätin am Bundesanwalt

scharfe Kritik. Mit Beyeler «ist es nicht immer

ganz einfach, weil wir nicht die gleichen Vor-

stellungen haben und deshalb gelegentlich

aneinandergeraten», zitiert die «NZZ am

Sonntag» aus dem Sitzungsprotokoll. Beye-

ler muss nun bei ihr alle drei bis vier Wochen

zu einem Führungsgespräch antraben, das

protokolliert wird. Sie höre von der Bundes-

anwaltschaft immer wieder, «dies oder jenes

sei ein Eingriff in die Kompetenzen, und ich

hätte lediglich die Möglichkeit, sie adminis-

trativ zu beaufsichtigen», sagte Widmer-

Schlumpf weiter. (BRE)

Hutu-Regierung Mutmasslicher
Kriegsverbrecher in Luzern
Ein ehemaliges Mitglied der Hutu-Regie-
rung, die 1994 in Ruanda 800000 Men-
schen töten liess, hält sich gemäss der
«SonntagsZeitung» in der Schweiz auf.
Seit 2006 fahndet Ruanda mit einem
Interpol-Haftbefehl wegen Genozid und
Kriegsverbrechen nach dem 56-Jährigen,
der im Kanton Luzern lebt. Er hatte in der
Schweiz um Asyl gebeten, sein Gesuch
wurde wegen des Verdachts auf Kriegs-
verbrechen jedoch abgelehnt. Nun wird
abgeklärt, ob das Justizsystem und die
Menschenrechtslage in Ruanda eine Aus-
lieferung zulassen. (BRE)

Jugendschutz: Es tut sich was
In keinem Kanton – ausser in der
Waadt – sind heute Alterslimiten

für Computerspiele verbindlich. Die
Konferenz der Kantonalen Justiz-
und Polizeidirektoren fällte 2007
den Entscheid, bei so genannten in-
teraktiven Spielen auf die Selbstre-

gulierung durch die Branche zu set-
zen. Die Selbstregulierung basiert
auf den freiwilligen PEGI-Alters-

empfehlungen (Pan European Game
Information) – einem System, das
in vielen europäischen Ländern an-
gewandt wird. Mit ihrem «Code of
Conduct» haben sich im Jahr 2006
Hersteller, Importeure, Gross-
händler und Detailhändler in der

Schweiz dazu verpflichtet, sich nach
den PEGI-Altersempfehlungen für
Computerspiele zu richten. Auch
bei den Kantonen und auf Bundes-
ebene tut sich etwas: Die Parlamen-
te der Kantone Basel-Stadt und

Basel-Landschaft stimmen voraus-
sichtlich im Sommer über eine Ge-
setzesvorlage ab, welche die PEGI-
Vorgaben als bindend erklärt. Es
sind Kontrollen wie beispielsweise
Testkäufe und Sanktionsmassnah-

men geplant. Im eidgenössischen
Parlament gibt es Vorstösse, die ei-
ne nationale Zertifizierungsstelle

für die Altersfreigabe von Medien-
inhalten fordern. (NEM)

Parteien drehen sich im Kreis
Mitte-Politiker kritisieren SP und SVP und produzieren selbst viel warme Luft 

Von vorzeitigen Neuwahlen
bis zur neuen Zauberformel –
es gibt viele Ideen zur Krisen-
bewältigung, aber nur wenig
Wille zu Kompromissen.

BEAT RECHSTEINER

Die Diagnose trifft ins Schwarze, das
vorgeschlagene Gegenrezept hinge-
gen ist politisch chancenlos. Der
Aargauer FDP-Nationalrat Philipp
Müller stellt gegenüber dem «Sonn-
tag» fest, dass die Schweizer Politik
in der Krise total festgefahren sei.
Und er fordert deshalb Neuwahlen,
«am liebsten schon morgen». Viel
Erfolg dürfte ihm bei seinem An-
sinnen allerdings nicht beschieden
sein. CVP-Präsident Christophe Dar-
bellay spricht von einer «Schnaps-
idee», und selbst Müllers Parteipräsi-
dent Fulvio Pelli winkt von vornher-
ein ab: «Vorzeitige Neuwahlen sind
etwas realitätsfremd.» 

Dennoch ist der Tessiner Natio-
nalrat froh über den Vorschlag. «Das
ist eine intelligente Provokation, die
eine nötige Grundsatzdebatte auslö-
sen kann», sagt Pelli. Diese Grund-
satzdebatte soll geführt werden
über den Zustand der Schweizer Po-
litik, die in der Krise zerstritten ist
und es nicht fertigbringt, gegenüber
dem Ausland Geschlossenheit zu
demonstrieren. «Die Streitereien
schwächen die Position der Schweiz
massiv», ist sich Pelli sicher. 

Er zielt damit vor allem auf die
SVP und die SP, denen er vorwirft,
sich als Partei nur innenpolitisch

profilieren zu wollen, anstatt im In-
teresse des Landes zu politisieren.
Der SVP kreidet er an, dass sie noch
vor jeden Verhandlungen das Refe-
rendum gegen die neuen Doppelbe-
steuerungsabkommen ankündige,
der SP, dass sie ein Rahmenabkom-
men fordere und so die Schweizer
Verhandlungsposition schwäche. 

Hickhack ohne Ende
Offensichtlich ist, dass auch

nach dem Entscheid, die OECD-Stan-
dards zu übernehmen, nicht am sel-
ben Strang gezogen wird. Weder im
Parlament noch im Bundesrat. So
kritisierte VBS-Chef Ueli Maurer in
der «Samstagsrundschau» von Radio
DRS erneut die Regierung wegen ih-
res Umgangs mit dem Bankgeheim-
nis. Der Bundesrat habe den Druck
auf das Bankgeheimnis zu lange un-
terschätzt, sagte er. 

Die Parteien wiederum gehen
völlig unkoordiniert vor. Während
Müller Neuwahlen fordert, verlangt
etwa Darbellay laut «Sonntags-
Blick», dass die Schweiz die Zahlun-
gen an die OECD – 2009 werden es
7 Millionen Franken sein – einstellt.
Und es gibt eine Vielzahl weiterer
Beispiele: Die Berner SP-Ständerätin
Simonetta Sommaruga will, dass al-
lein das Aussendepartement aussen-
politische Fragen koordiniert. Der
Bündner SVP-Ständerat Christoffel
Brändli fordert eine neue Zauberfor-
mel für den Bundesrat. Und der So-
lothurner FDP-Ständerat Rolf Bütti-
ker möchte von der OECD verlangen,

dass sie eine schwarze Liste von G-20-
Staaten aufstellt. 

Mehrere Ständeräte fordern an-
gesichts dieser Kakofonie an Vor-
schlägen im «Sonntag» eine über-
parteiliche Politiker-Task-Force, die
nach Lösungen suchen soll. Darbel-
lay findet zwar den Appell an die
Vernunft und die Zusammenarbeit
richtig, hält es aber für falsch, ein
weiteres Gremium zu schaffen. Wie
Pelli kommt auch er zum Schluss,
dass der SVP und der SP der Wille
fehle, um in der Krise zusammenzu-
stehen. Beide wettern gegen die zu-
nehmende Polarisierung und stellen
fest, dass die unheilig Allianz zwi-
schen Links und Rechts immer häu-
figer zum Tragen komme.

Bei der SP mag man diese Vor-
würfe nicht hinnehmen. «Die These
von der unheiligen Allianz ist ein
Märchen. Die Probleme haben wir
doch nun gerade wegen der Politik
der bürgerlichen Mehrheit im Parla-
ment», sagt der Schaffhauser Natio-
nalrat und ehemalige Parteipräsi-
dent Hans-Jürg Fehr. Auch vom Vor-
schlag einer Politiker-Task-Force hält
er nichts. Den Ball direkt an die Mit-
te-Parteien zurück spielt der Aargau-
er SVP-Nationalrat Luzi Stamm. Sei-
ner Meinung nach kooperieren CVP
und FDP zu wenig mit der SVP. «Die
Tragik der Schweizer Politik liegt
darin, dass die Bürgerlichen nicht
besser zusammenarbeiten.» 

Signale, sich wirklich zusam-
menraufen zu wollen, gibt es letzt-
lich von keiner Seite.

Links-Grün
bleibt stark in
Neuenburg
Linke im Parlament vorn,
Regierung noch unklar

Links-Grün hat im Neuenburger
Kantonsparlament dank Sitzge-
winnen der Grünen und der
Linksaussenparteien ihre Mehr-
heit behauptet. Verlierer sind
die Sozialdemokraten (SP) und
die SVP. Von den fünf Regie-
rungssitzen wurde noch keiner
vergeben. Während die SP hier
vorn lag, schnitt der grüne Bau-
direktor Fernand Cuche sehr
schwach ab.

Stärkste Partei im Grossen
Rat sind neu die fusionierten Li-
beralen und FDP mit 41 Manda-
ten. Die SP verlor fünf Sitze und
stellt noch 36 Abgeordnete. Die
Grünen eroberten 4 zusätzliche
Mandate und verfügen neu über
14 Sitze. Sie sind damit gleich
stark wie die SVP-Fraktion, die
ihren Grosserfolg vor vier Jahren
nicht bestätigen konnte. Von
den damals auf Anhieb geholten
17 Sitzen büsste die SVP deren
drei wieder ein. Drei zusätzliche
Mandate holten demgegenüber
die Linksaussenparteien Partei
der Arbeit und Solidarité, die
neu 10 Mitglieder des Parla-
ments stellen. Linke und Grüne
halten damit zusammen neu 60
Sitze oder zwei mehr als bisher,
während die Rechte noch 55 
Abgeordnete stellt. (AP)

SHOOTER-PLANET Spiele wie «Armed Forces Corp.» (oben) oder «America’s Army» 
(unten) kann man auf der Website herunterladen. HO


